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B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T
Landtag
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25. 11. 14

Mitteilung des Senats vom 25. November 2014

Gesetz zur Änderung umweltrechtlicher Vorschriften

Der Senat überreicht der Bürgerschaft (Landtag) den Entwurf eines Gesetzes zur
Änderung umweltrechtlicher Vorschriften mit der Bitte um Beschlussfassung.

Der Entwurf ist vom Senator für Justiz und Verfassung rechtsförmlich geprüft wor-
den.

Die staatliche Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und Energie
hat dem Gesetzentwurf am 21. November 2014 zugestimmt.

Der beigefügte Entwurf eines Gesetzes zur Änderung umweltrechtlicher Vorschrif-
ten dient der Anpassung sowohl an bundesrechtliche als auch an EU-rechtliche Vor-
gaben.

Mit dem Entwurf eines Gesetzes zur Änderung umweltrechtlicher Vorschriften han-
delt es sich um ein Artikel-Gesetz:

— Artikel 1 regelt die Anpassung des bremischen Umweltinformationsrechts an
EU-Rechtsprechung.

— In Artikel 2 bewirkt eine Angleichung bremischen Landesrechts zur Umwelt-
verträglichkeit an bundesrechtliche Vorgaben.

— Artikel 3 dient der Erfüllung der Anforderungen aus Artikel 4 Absatz 4 der FFH-
Richtlinie (Fauna-Flora-Habitat) zum Gebietsschutz von Natura-2000-Gebieten
anlässlich eines Pilotverfahrens der EU-Kommission 2014/6117 vom 18. Februar
2014 u. a. gegen Deutschland (näheres siehe unter 3.). Dabei ist anzumerken,
dass der Gesetzgeber mit der anhängenden Novelle keine neuen Gebietsabgren-
zungen festlegt. Vielmehr bleiben die seinerzeit vom Senat beschlossenen und
der EU-Kommission gemeldeten Natura-2000-Gebiete in ihren räumlichen Ab-
grenzungen unverändert bestehen; diese gemeldeten Gebiete wurden auch schon
vor Jahren durch die EU in die Gebietskulisse Natura 2000 aufgenommen.

— Artikel 4 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.

Wesentliche Inhalte des in der Anlage 1 enthaltenen Gesetzentwurfs nebst Begrün-
dung sind Folgende:

1. Änderungen des Umweltinformationsgesetzes für das Land Bremen

Mit der Änderung werden die Konsequenzen aus der Rechtsprechung des Europäi-
schen Gerichtshofes (Rechtssache C-204/09) gezogen. Der Gesetzentwurf dient der
ordnungsgemäßen Umsetzung derjenigen Vorgaben der Richtlinie 2003/4/EG des
Europäischen Parlamentes und des Rates vom 28. Januar 2003 über den Zugang der
Öffentlichkeit zu Umweltinformationen, die Ausnahmen vom Begriff der informations-
pflichtigen Stelle zulassen. Diese Vorgaben werden durch das geltende Umwelt-
informationsgesetz umgesetzt und sind nach europäischem Recht bereits jetzt ver-
bindlich.

2. Änderungen des Bremischen Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung

Die Gesetzesänderungen bezüglich Maßnahmenprogramme und Bewirtschaftungs-
pläne dienen der Angleichung der bremischen Regelungen an das Bundesrecht.
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Maßnahmenprogramme nach § 82 WHG unterfallen bereits nach § 14b Absatz 1
Nr. 1 in Verbindung mit Anlage 3 Nr. 1.4 Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz
(UVPG) des Bundes einer obligatorischen strategischen Umweltprüfung. Daher ist
eine Aufzählung in Anlage 3 Nr. 1.2 entbehrlich.

Bremen sieht bislang für „Bewirtschaftungspläne nach § 83 WHG“ eine strategische
Umweltprüfung vor (vergleiche § 4 Satz 1, Satz 2, Anlage 3 Fall 2.2. BremUVPG in
Verbindung mit § 14b Absatz 1 Nr. 2). Im Bundesgesetz sind „Bewirtschaftungs-
pläne“ nicht in Anlage 3 Nr. 2 aufgeführt und wären daher allein nach Bundesrecht
nicht SUP-pflichtig. Die bremische Regelung soll nicht mehr über die bundesrechtliche
Regelung hinausgehen.

3. Änderungen des Bremischen Naturschutzgesetzes zu Natura 2000

Anlass der Änderung des Bremischen Naturschutzgesetzes zum Natura-2000-Gebiets-
schutz ist ein Pilotverfahren 2014/6117, das die EU-Kommission am 18. Februar 2014
u. a. gegen Deutschland zur Ausweisung von besonderen Schutzgebieten (BSG/SAC)
nach der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natür-
lichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen (ABl. L 206 vom
22. Juli 1992, S. 7 – FFH-Richtlinie) eingeleitet hat. Vorwurf ist der defizitäre Gebiets-
schutz in den EU-Mitgliedsstaaten in Umsetzung der Anforderungen an die FFH-
Richtlinie. Hintergrund ist, dass die erforderliche Sicherung der nach § 32 Abs. 1
BNatSchG (Bundesnaturschutzgesetz) gemeldeten Natura-2000-Gebiete u. a. durch
die bestehenden Rechtsverordnungen nicht ausreicht. Für Bremen hat sich insbe-
sondere als defizitär erwiesen, dass die bestehenden Schutzgebietsverordnungen in
den Abgrenzungen nicht mit den Gebietsmeldungen identisch sind. Die Schutzge-
biete beziehen sich auf Gebiete, die größer sind als die darin liegenden FFH-Gebie-
te, deren Grenzen innerhalb der Schutzgebiete auf VO-Ebene (Verordnungs-Ebene)
bisher nicht explizit benannt und kartografisch dargestellt worden sind.

Dem soll mit dem vorliegenden Gesetzentwurf Rechnung getragen werden. Zur Er-
füllung der Anforderungen aus Artikel 4 Absatz 4 der FFH-Richtlinie werden damit
gesetzlich die einzelnen gemeldeten Gebiete in einer Anlage mit Namen, Lage, rele-
vanten Lebensraumtypen und Arten sowie den genauen Gebietsabgrenzungen be-
nannt bzw. kartografisch dargestellt, ohne dabei die bestehenden Gebietsgrenzen
zu verändern. Vielmehr bleiben die gemeldeten Gebiete in ihren räumlichen Ab-
grenzungen unverändert bestehen. Lediglich hinsichtlich zeitlich später eintreten-
der möglicher tatsächlicher und EU-rechtlicher Änderungen, wird der Verordnungs-
geber ermächtigt, geringfügige Änderungen der Gebietsgrenzen und der Lebens-
raumtypen und Arten auf VO-Ebene vorzunehmen.

Ferner werden die grundsätzlichen Erhaltungsziele, dass relevante Lebensraumtypen
und Arten im Gebiet erhalten oder gegebenenfalls in einen günstigen Erhaltungszu-
stand zu bringen sind, grundlegend im Gesetzestext normiert.

Daneben bleiben die bestehenden Schutzgebietsverordnungen in Geltung. Dies schon
deshalb, da wie oben aufgeführt die Schutzgebietsverordnungen weitergehend sind
als die in der Anlage aufzunehmenden Inhalte und Gebietsabgrenzungen.

Die Bürgerschaft (Landtag) wird um Beschlussfassung gebeten.

Gesetz zur Änderung umweltrechtlicher Vorschriften

Der Senat verkündet das nachstehende, von der Bürgerschaft (Landtag) beschlos-
sene Gesetz:

Artikel 1

Änderung des Umweltinformationsgesetzes für das Land Bremen

§ 2 des Umweltinformationsgesetzes für das Land Bremen vom 15. November 2005
(Brem.GBl. S. 573 – 2129-l-1) wird wie folgt geändert:

Absatz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

„1. der Senat und die Behörden, soweit und solange sie im Rahmen der Gesetzge-
bung tätig werden, und“.

Absatz 3 wird wie folgt geändert:
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Nummer 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Buchstabe b wird das Komma gestrichen.

bb) In Buchstabe c wird am Ende der Punkt durch ein Komma ersetzt und das Wort
„oder“ angefügt.

Folgende Nummer 3 wird angefügt:

„3. mehrere juristische Personen des öffentlichen Rechts zusammen unmittelbar oder
mittelbar über eine Mehrheit im Sinne der Nummer 2 verfügen und der über-
wiegende Anteil an dieser Mehrheit den in Absatz 2 genannten juristischen Per-
sonen des öffentlichen Rechts zuzuordnen ist.“

Artikel 2

Änderung des Bremischen Landesgesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung

In der Anlage 3 zu § 4 Satz 2 des Bremischen Landesgesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Februar 2008
(Brem.GBl. S. 47 – 790-a-3), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juni
2010 (Brem.GBl. S. 404) geändert worden ist, werden die Nummern 1.2 und 2.2 ge-
strichen.

Artikel 3

Änderung des Bremischen Gesetzes über Naturschutz und Landschaftspflege

Das Bremische Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege vom 27. April 2010
(Brem.GBl. S. 315 – 790-a-1) wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Die Angabe zu § 24 wird wie folgt gefasst:

„§ 24 Aufbau und Schutz des Netzes ,Natura 2000’“.

Nach der Angabe zu § 24 wird folgende Angabe eingefügt:

„§ 24a Verträglichkeitsstudie“.

§ 24 wird wie folgt gefasst:
„§ 24

Aufbau und Schutz des Netzes ,Natura 2000’

(1) In dem Verfahren nach § 32 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes be-
schließt der Senat auf Vorschlag der obersten Naturschutzbehörde, welche Flä-
chen als Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und als Europäische Vo-
gelschutzgebiete gegenüber der EU-Kommission genannt werden sollen. Die
oberste Naturschutzbehörde teilt die ausgewählten Gebiete dem zuständigen
Ministerium nach § 32 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes zur Benennung
gegenüber der Kommission mit.

(2) Für die Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und die Europäischen
Vogelschutzgebiete, die in der Anlage genannt sind, gelten die Bestimmungen
der Absätze 3 bis 6.

(3) Es ist sicherzustellen, dass die in der Anlage benannten Lebensraumtypen
und Arten im Gebiet in einem günstigen Erhaltungszustand verbleiben. Der Fort-
bestand oder gegebenenfalls die Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungs-
zustandes der in der Anlage benannten Lebensraumtypen und Arten im jewei-
ligen Gebiet ist zu gewährleisten.

(4) Die konkreten Erhaltungsziele für die einzelnen Arten und Lebensraumtypen
des betreffenden Gebietes und die erforderlichen Erhaltungsmaßnahmen, mit
welchen die Erhaltungsziele erreicht werden sollen, werden insbesondere durch
Schutzverordnungen im Sinne von §§ 14 und 17, durch Managementpläne der
obersten Naturschutzbehörde, durch Bewirtschaftungspläne, durch vertragliche
Vereinbarungen oder durch Förderprogramme erreicht.

(5) Die Abgrenzungen der Gebiete nach Absatz 2 sind in den diesem Gesetz
beigefügten Karten im Maßstab von 1 : 10 000 eingetragen. Die Grenze läuft an
der Außenseite der dargestellten Linien. Die Karten sind Bestandteil dieses Ge-
setzes. Sie werden bei der obersten Naturschutzbehörde aufbewahrt und kön-
nen dort während der üblichen Dienstzeiten kostenfrei eingesehen werden. Eine
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Abschrift dieses Gesetzes mit den dazugehörigen Karten wird beim Staatsarchiv
hinterlegt.

(6) Der Senat wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Anlage und Karten
hinsichtlich der Lebensraumtypen oder Arten oder in geringfügigem Umfang
hinsichtlich der Gebietsabgrenzungen zu ändern oder zu ergänzen, wenn dies

zur Anpassung an tatsächliche Veränderungen, die im Rahmen der Bestands-
aufnahmen oder des wissenschaftlichen Monitorings festgestellt wurden,
oder

zur Anpassung an rechtliche Änderungen der Anhänge I und II zu Artikel 4
Absatz 1 der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhal-
tung der natürlichen Lebensräume sowie wildlebenden Tiere und Pflanzen
(ABl. L 206 vom 22. Juli 1992, S. 7) in der jeweils geltenden Fassung oder
des Anhangs I zu Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 2009/147/EG des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 30. November 2009 über die Er-
haltung der wildlebenden Vogelarten (kodifizierte Fassung) (ABl. L 20 vom
26. Januar 2010, S. 7) in der jeweils geltenden Fassung,

erforderlich ist.“

Nach § 24 wird folgender § 24a eingefügt:

„§ 24a

Verträglichkeitsstudie

Die oberste Naturschutzbehörde prüft die Verträglichkeit von Projekten im Sin-
ne des § 34 Absatz 1 Bundesnaturschutzgesetzes auf der Grundlage der vom
Antragsteller vorzulegenden Unterlagen (Verträglichkeitsstudie) und gibt die
Ergebnisse der Verträglichkeitsprüfung an die für die Zulassung des Projektes
zuständige Behörde weiter.“

Artikel 4

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Begründung

A. Allgemeiner Teil

I. Änderungen des Bremischen Umweltinformationsgesetzes (Artikel 1)

Der Gesetzentwurf dient der ordnungsgemäßen Umsetzung derjenigen Vor-
gaben der Richtlinie 2003/4/EG des Europäischen Parlamentes und des Rates
vom 28. Januar 2003 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Umweltin-
formationen, die Ausnahmen vom Begriff der informationspflichtigen Stelle
zulassen. Diese Vorgaben werden durch das geltende Umweltinformations-
gesetz umgesetzt.

Aus dem Urteil des Gerichtshofes der Europäischen Union vom 14. Februar
2012 (Rechtssache C-204/09) folgt, dass die Vorschrift des § 2 Absatz 1 Satz 3
Nummer 1 den Vorgaben des Europarechtes widerspricht, soweit sich der
Senat und die Behörden als am Gesetzgebungsverfahren beteiligte Ein-
richtungen auch noch nach Beendigung des Gesetzgebungsverfahrens da-
rauf berufen, nicht zur Information verpflichtet zu sein. Weiterhin folgt aus
dem Urteil vom 18. Juli 2013 (Rechtssache C-515/11), dass diese Vorschrift
den Vorgaben des Europarechts widerspricht, soweit sie sich auch auf Fälle
erstreckt, in denen der Senat und die Behörden beim Erlass von Rechtsver-
ordnungen tätig sind. Ferner bedarf es einer Ergänzung bei der Definition
der Kontrollen von juristischen Personen des Privatrechts durch Bremen.

II. Änderung des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (Artikel 2)

Die Gesetzesänderungen dienen der Angleichung der bremischen Rege-
lungen an das Bundesrecht.

III. Änderung des Bremischen Gesetzes über Naturschutz und Landschafts-
pflege (Artikel 3)

Der vorliegende Entwurf zur Änderung des Bremischen Naturschutzgesetzes
dient der rechtssicheren Umsetzung der Anforderungen aus Artikel 4 Ab-
satz 4 der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung
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der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen
(ABl. L 206 vom 22. Juli 1992, S. 7 – FFH-Richtlinie). Nach der derzeitigen
Rechtslage im Land Bremen sind die bestehenden Schutzgebietsverord-
nungen in den Abgrenzungen nicht mit den Gebietsmeldungen von Natura-
2000-Gebieten identisch. Die Schutzgebiete beziehen sich auf Gebiete, die
größer sind als die darin liegenden gemeldeten Natura-2000-Gebiete, de-
ren Grenzen innerhalb der Schutzgebiete auf Verordnungsebene bisher nicht
explizit benannt und kartographisch dargestellt worden sind.

Daher werden mit dem vorliegenden Entwurf zur Änderung des Bremischen
Naturschutzgesetzes verbindlich auf gesetzlicher Ebene die einzelnen ge-
meldeten Gebiete mit Namen, Lage, relevanten Lebensraumtypen und Ar-
ten sowie den genauen Gebietsabgrenzungen benannt bzw. kartografisch
dargestellt, ohne dabei die bestehenden Gebietsgrenzen zu verändern. Viel-
mehr bleiben die gemeldeten Gebiete in ihren räumlichen Abgrenzungen
unverändert bestehen. Lediglich hinsichtlich zeitlich später eintretender mög-
licher tatsächlicher oder EU-rechtlicher Änderungen wird der Verordnungs-
geber ermächtigt, geringfügige Änderungen der Gebietsgrenzen und Le-
bensraumtypen und Arten auf Verordnungsebene vorzunehmen. Ferner
werden die grundsätzlichen Ehaltungsziele, dass relevante Lebensraum-
typen und Arten im Gebiet erhalten oder gegebenenfalls in einen günsti-
gen Erhaltungszustand zu bringen sind, grundlegend im Gesetzestext nor-
miert. Daneben bleiben die bestehenden Schutzgebietsverordnungen in
Geltung. Dies schon deshalb, da wie dargestellt die Schutzgebietsverord-
nungen weitergehend sind als die in der Anlage aufzunehmenden Inhalte
und Gebietsabgrenzungen.

B. Besonderer Teil

Zu den einzelnen Vorschriften

Zu Artikel 1

Änderungen des Umweltinformationsgesetzes für das Land Bremen

Zu Nummer 1 (§ 2 Absatz 1 Satz 3 Nummer 1)

Mit  der  Änderung  werden  die  Konsequenzen  aus  der  Rechtsprechung  des
Europäischen Gerichtshofes gezogen. Die Vorschriften des BremUIG (Umwelt-
informationsgesetz für das Land Bremen) über die Ausnahme von informations-
pflichtigen Stellen sind nicht mit der Umweltinformationsrichtlinie der EU ver-
einbar, soweit sich der Senat und die Behörden darauf berufen, nicht zur Infor-
mation verpflichtet zu sein, soweit sie „in gesetzgebender Eigenschaft“ handeln
und das Gesetzgebungsverfahren bereits abgeschlossen ist. Ziel der Richtlinie
ist, das Recht auf Zugang zu Umweltinformationen, die bei Behörden vorhan-
den sind, zu gewährleisten und dafür zu sorgen, dass diese Informationen öf-
fentlich zugänglich gemacht und verbreitet werden. Dem stünde es entgegen,
wenn sich der Senat und die Behörden auch nach Abschluss eines Gesetzge-
bungsverfahrens darauf berufen könnten, keine informationspflichtigen Stellen
zu sein und daher nicht zur Herausgabe von Informationen verpflichtet zu sein.
Denn nach Abschluss des Gesetzgebungsverfahrens wird der ordnungsgemäße
Ablauf des Verfahrens im Regelfall nicht mehr beeinträchtigt.

Die vorgesehene Änderung dient der Klarstellung. Zukünftig stellt der Wortlaut
kumulativ auf die Kriterien „soweit“ und „solange“ ab.

Die Vorschrift über die Ausnahme von der Informationspflicht bei dem Erlass
von Rechtsverordnungen ist mit Artikel 2 der Umweltinformationsrichtlinie der
EU nicht vereinbar. Die Umweltinformationsrichtlinie soll zu größerer Transpa-
renz führen. Dem wird das Verfahren zum Erlass einer Rechtsverordnung nicht
in derselben Weise gerecht wie der ordnungsgemäße Ablauf eines parlamenta-
rischen Gesetzgebungsverfahrens, bei dem normalerweise die Information der
Öffentlichkeit hinreichend gewährleistet ist Der mit der Neufassung verbunde-
ne Wegfall der Worte „oder beim Erlass von Rechtsverordnungen“ ist erforder-
lich, weil das Tätigwerden beim Erlass einer Rechtsverordnung aufgrund der
Entscheidung des Europäischen Gerichtshofes (EuGH) vom 18. Juli 2013 nicht
mehr der Ausnahme unterfallen darf.
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Zu Nummer 2 (§ 2 Absatz 3)

§ 2 Absatz 3 BremUIG wird um eine neue Nummer 3 ergänzt, die den Begriff der
Kontrolle einer juristischen Person durch die öffentliche Hand konkretisiert, so-
weit dies im Landesrecht zulässig ist. Aktuell besteht eine Umsetzungslücke im
deutschen Recht, wenn eine solche Kontrolle gemäß den Vorgaben der Umwelt-
informationsrichtlinie der EU durch Stellen der öffentlichen Verwaltung vorliegt,
diese mehrheitliche Kontrolle der öffentlichen Hand sich aber ausnahmsweise
nur aus der Addition der Anteile von Bund und Land ergibt. Bislang knüpft das
Landesrecht nur an eine Kontrolle durch das Land und das Bundesrecht nur an
eine Kontrolle durch den Bund an. Das Völker- und Europarecht verlangt aber
bei der Betrachtung der Kontrolle durch die öffentliche Verwaltung eine ganz-
heitliche Betrachtung.

Auf der Ebene des Landesrechts kommt eine Auflösung dieser Fallkonstruktion
nur insoweit in Betracht, als dem Land innerhalb einer bestehenden Mehrheit
der öffentlichen Hand an der juristischen Person des Privatrechts der überwie-
gende Anteil zugeordnet werden kann und dem Land damit eine Steuerungs-
befugnis über die Person des Privatrechts zusteht.

Der Bund beabsichtigt eine entsprechende Gesetzänderung für die Fallgestal-
tung, dass dem Bund der überwiegende Anteil zugeordnet werden kann (Drs.
156/14).

Die weiteren Änderungen sind lediglich redaktionelle Folgeanpassungen.

Zu Artikel 2

Änderungen des Bremischen Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung

Maßnahmenprogramme  nach  §  82  WHG  unterfallen  bereits  nach  §  14b  Ab-
satz 1 Nr. 1 in Verbindung mit Anlage 3 Nr. 1.4 UVPG (Gesetz über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung) des Bundes einer obligatorischen strategischen Umwelt-
prüfung. Daher ist eine Aufzählung in Anlage 3 Nr. 1.2 entbehrlich.

Nach  Bundesrecht  ist  eine  SUP  (Strategische  Umweltprüfung)  immer  dann
durchzuführen,  wenn  der  Plan  oder  das  Programm  einen  Rahmen  für  die
Entscheidung über die Zulässigkeit potenziell UVP-pflichtiger Vorhaben setzt.
Der Bundesgesetzgeber geht davon aus, dass dies nicht bei jedem Einzelfall
gegeben  ist.  Zur  Klärung  der  Frage  der  SUP-Pflichtigkeit  ist  bei  diesen  Plä-
nen  und  Programmen  durch  die  zuständige  Behörde  im  Einzelfall  jeweils  zu
prüfen,  ob  der  Plan  oder  das  Programm  einen  Rahmen  für  die  Zulässigkeit
von UVP-pflichtigen Vorhaben setzt (sogenannte konditionale SUP-Pflicht). Re-
levant sind dabei nur solche Vorhaben, die entweder in Anlage 1 zum UVPG
des Bundes oder eine nach landesrechtlichen Bestimmungen eine unmittelbare
UVP-Pflicht oder eine Pflicht zur Durchführung einer Vorprüfung des Einzelfal-
les besteht.

Bremen sieht bislang für „Bewirtschaftungspläne nach § 83 WHG“ eine strate-
gischen Umweltprüfung vor (vergleiche § 4 Satz 1, Satz 2, Anlage 3 Fall 2.2.
BremUVPG in Verbindung mit § 14b Absatz 1 Nr. 2). Im Bundesgesetz sind
„Bewirtschaftungspläne“ nicht in Anlage 3 Nr. 2 aufgeführt und wären daher
allein nach Bundesrecht nicht SUP-pflichtig. Die bremische Regelung soll nicht
mehr über die bundesrechtliche Regelung hinausgehen. Dieser landesrechtliche
Gesetzeswille wird dadurch unterstützt, dass im Zuge der Anpassung des bre-
mischen Rechts an das Wasserhaushaltsgesetz vom 12. April 2011 (Brem.GBl.
S. 262) die ursprünglich einzig im bremischem Landesrecht vorgesehene Ver-
pflichtung für Bewirtschaftungspläne in § 164b Abs. 4 BremWHG alte Fassung
gestrichen wurde. Die Änderung des BremWHG im Sinne einer bundesein-
heitlichen  Regelung  war  bereits  deshalb  geboten,  da  Bewirtschaftungspläne
nicht für das Gebiet des Bundeslandes, sondern für das Flussgebiet Weser
insgesamt aufgestellt werden. Bremen war das einzige Bundesland, das durch
das Gesetz zur Einführung einer Strategischen Umweltprüfung und zur Umset-
zung der SUP-Richtlinie vom 21. November 2006 (Brem.GBl. S. 467) eine UVP-
Pflicht für den Bewirtschaftungsplan in das Wassergesetz (§ 164b Abs. 4) auf-
genommen hatte.
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Zu Artikel 3

Änderungen des Bremischen Naturschutzgesetzes

Zu Nummer 1

Der neu gefasste § 24 Absatz 1 BremNatG-E ist im Wesentlichen wortlautiden-
tisch mit dem bisherigen § 24 Absatz 1 des Bremischen Gesetzes über Natur-
schutz und Landschaftspflege (BremNatG) und enthält nur in Satz 2 eine redak-
tionelle Anpassung hinsichtlich des zuständigen Bundesumweltressorts.

In § 24 Absatz 2 BremNatG-E werden die einzelnen Gebiete über die Anlage
mit Name, Lage, Lebensraumtypen und Arten sowie genauen Gebietsabgren-
zungen benannt und kartografisch dargestellt. Dabei handelt es sich um Gebie-
te im Sinne von § 7 Absatz 1 Nr. 6 und Nr. 7 des Bundesnaturschutzgesetzes.
Weitere Regelungsinhalte bestimmen sich nach den Absätzen 3 bis 6 dieses Ge-
setzentwurfs.

In § 24 Absatz 3 BremNatG-E wird das grundsätzliche Erhaltungsziel geregelt,
sicherzustellen, dass die in der Anlage zu Absatz 2 benannten Lebensraum-
typen und Arten im Gebiet in einem günstigen Erhaltungszustand verbleiben
oder bei ungünstigem Erhaltungszustand in dem gebotenen Umfang zu verbes-
sern sind.

Da mit Blick auf Artikel 4 Absatz 4 der FFH-RL den Mitgliedstaaten verschie-
dene Möglichkeiten zur Auswahl stehen, wie sie den rechtlichen Verpflichtun-
gen zur Ausweisung besonderer Schutzgebiete nachkommen können, benennt
§ 24 Absatz 4 BremNatG-E die verschiedenen Instrumente in nicht abschließen-
der Form, mit denen die konkreten Erhaltungsziele für die einzelnen Arten und
Lebensraumtypen des betreffenden Gebietes und die erforderlichen Erhaltungs-
maßnahmen erreicht werden sollen. Neben den Schutzverordnungen nach §§ 32
Absatz 2, 20 Absatz 2 BNatSchG in Verbindung mit § 14 und § 17 BremNatG
werden  Managementpläne  der  obersten  Naturschutzbehörde  oder  rechtlich-
administrativ verbindliche Bewirtschaftungspläne im Sinne von Artikel 2 Ab-
satz 2 und Artikel 6 Absatz 1 der FFH-RL sowie § 32 Absatz 5 BNatSchG im
Gesetzestext benannt. Daneben können im Rahmen des Schutzes von Natura-
2000-Gebieten auch vertragliche Vereinbarungen oder Förderprogramme für
einseitige Zuwendungen eingesetzt werden. Diese Instrumente der vertragli-
chen Vereinbarung oder der Einsatz von Förderprogrammen können auch er-
gänzend zu den anderen vorgenannten Instrumenten eingesetzt werden.

§ 24 Absatz 5 BremNatG-E regelt, dass die diesem Gesetz beigefügten Karten
im Maßstab von 1 : 10 000 zum Geltungsbereich des Gesetzes gehören. Gleich-
zeitig wird geregelt, dass die diesem Gesetz beigefügten Karten bei der obers-
ten Naturschutzbehörde zur kostenfreien Einsicht niedergelegt werden. Ferner
wird geregelt, dass eine Abschrift dieses Gesetzes mit den dazugehörigen Kar-
ten beim Staatsarchiv hinterlegt wird.

In § 24 Absatz 6 BremNatG-E ist eine Ermächtigung zugunsten des Senats ge-
regelt, durch Rechtsverordnung künftige Änderungen und Ergänzungen der An-
lage zu § 24 Absatz 2 BremNatG-E und diesem Gesetz nach § 24 Absatz 5
BremNatG-E beigefügten Karten vorzunehmen. Die Verordnungsermächtigung
soll eine rasche Anpassung der Gebietsgrenzen sowie Lebensraumtypen und
Arten der Anlage und Karten an geringfügige tatsächliche und rechtliche Verän-
derungen des EU-Rechtsrahmens der FFH- und Vogelschutzrichtlinie bewirken
und sicherstellen. Dabei ist als Richtwert eine Verschiebung von bis zu 2 % der
Gesamtfläche des Gebietes als noch geringfügig anzusehen.

Zu Nummer 2

Der neue § 24a BremNatG-E ist wortlautidentisch mit dem bisherigen § 24 Ab-
satz 2 BremNatG und wurde aus normsystematischen Gründen und aus Grün-
den der Normenklarheit als eigenständige Norm hinter den novellierten § 24
BremNatG-E eingefügt.

Zu Artikel 4

Inkrafttreten

Der Artikel enthält die Bestimmung über das Inkrafttreten des Gesetzes.
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